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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Frau Nickels 


zur Sammelübersicht 178 des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
über Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 11/7857 — 

hier: Rechtssteiiung der Beamten 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 4-11-13-2020-29566 der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 24. Oktober 1990 

Frau Nickels 


Begründung 

Der Petent begehrt über sechs Jahre nach seiner rechtskräftigen 
Verurteilung wegen Totschlags unter verminderter Schuldfähig- 
keit seine Wiedereinstellung in den Postdienst als Arbeiter oder 
Angestellter, nachdem er aufgrund des Urteils aus dem Beamten- 
verhältnis entlassen worden war (§ 48 BBG). 

Die Oberpostdirektion und das Postministerium berufen sich auf 
die Verwaltungsvor Schrift zu § 11 BDO, wonach eine Wiederein- 
stellung in den Bundesdienst auch als Arbeiter oder Angestellter 
nicht in Frage kommen soll, wenn auf Entfernung aus dem Beam- 
tenverhältnis erkannt wurde. Gleiches gelte erst recht für eine 
Entfernung nach § 48 BBG. 

Außerdem sei der Post eine Wiedereinstellung wegen der 
Schwere des Delikts und weil die Schwester der Getöteten auch 
bei der Post beschäftigt sei, nicht zuzumuten. 

Die obengenannte Verwaltungs Vorschrift ist keine gesetzhche 
Grundlage. 

Sie zwingt nicht zur Ablehnung, sondern spricht von „solP\ das 
heißt besonders gelagerte Fälle wie dieser lassen durchaus Aus- 
nahmen zu. 

Die Personalakte läßt erkennen, daß der Petent einsatzfreudig 
und zuverlässig gearbeitet hat und beschreibt ihn durchaus als 
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gute Kraft in jeder Hinsicht. Natürlich ist er auch nicht vorbestraft 
(wahrscheinlich handelt es sich bei der Tötung um eine typisch 
einmahge Konfliktsituation). 

Der Petent will nicht als Beamter, sondern nur als Arbeiter oder 
Angestellter in den Dienst zurück. 

Die besondere Treuepflicht und Verantwortung für das Ansehen 
des Staates und seiner Institutionen trifft nach Bundesbeamtenge- 
setz nur die Beamten, die übrigen Mitarbeiter dagegen in sehr viel 
geringerem Maße (z. B. Streikbefugnis, keine Zurückhaltungs- 
pflicht bei politischer Tätigkeit etc.). 

Daher ist es der Post auch zuzumuten in den Fällen, in denen ganz 
offensichtlich keine Rückfallgefahr besteht, ihren Beitrag zur 
Resozialisierung Gestrauchelter zu leisten. Das Sozialstaatsprin- 
zip des Grundgesetzes verpflichtet gerade Bundesbehörden wie 
die Post zu solcher Hilfestellung. 

Dem Umstand, daß die Schwester der Getöteten bei der Post 
arbeitet, kann dadurch Rechnung getragen werden, daß der 
Petent an einer weit entfernten Dienststelle eingesetzt wird. 
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